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Ute Gerhard 

Abschied vom männlichen Ernährer – zur Geschichte eines langsam 

verschwindenden Geschlechtermodells 

 

 „Was der Feminismus nicht gewollt hat“, lautete kürzlich eine Überschrift im 

Feuilleton der Süddeutschen Zeitung (vom 28. August 2015). Der fesche, etwas 

wirre, in der Sache gleichwohl zutreffende Artikel behandelte das Armutsrisiko 

alleinerziehender Mütter, die Vorurteile und Schwierigkeiten, als Single-Mutter einen 

Job zu finden, ihre Mehr-Belastung und Mehr-Arbeit. Erleichtert wird notiert: „Es ist 

keine Schande mehr, wenn eine Frau ohne Partner ein Kind aufzieht.“ Doch die 

wiederholten Anspielungen auf den Feminismus, schließlich die Schlussfolgerung, 

„der Plan der Frauenbewegung sah anders aus“, suggerieren, dass es einen 

Zusammenhang gibt zwischen der Armut alleinerziehender Mütter und der 

Emanzipationsbewegung der Frauen. Ja, die Ausführungen bedienen unterschwellig 

ein Muster des Feminismus-Bashing, das in den Gazetten immer wieder großen 

Anklang findet: Irgendwie ist der Feminismus an allem schuld. Abgesehen von der 

fragwürdigen Personalisierung des Feminismus als einem historischen Subjekt, das 

dies oder das zu verantworten hat, irritiert die merkwürdige Verkehrung von Ursache 

und Wirkung, so als ob das Bestreben der Frauen nach gleicher Freiheit und 

Teilhabe die Ursache für die Misere von Frauenarmut und anhaltender struktureller 

Ungerechtigkeit sei.  War’s da früher nicht doch besser, zumindest klüger, sich einem 

Mann als Ernährer anzuvertrauen? 

 

Das Wissen um den historischen Ballast in dieser Debatte sollte uns nicht dazu 

verleiten anzunehmen, dass die Rolle des männlichen Familienernährers ein 

traditionelles Konzept sei, das seit ewigen Zeiten das Geschlechterverhältnis in der  

Form geschlechtshierarchischer Arbeitsteilung bestimmt hat. Nein, die Ernährerrolle 

des Mannes ist allenfalls so alt wie die Lebensform der bürgerlichen Familie, als 

Leitnorm der Familien- und Sozialpolitik jedoch höchstens 150 Jahre, und war auch 

dann nur lebbar für eine ganz kleine Minderheit. Die Sozialgeschichte der Familie 

belehrt uns, dass die bürgerliche Schicht in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 

lediglich 3 bis 4 Prozent der Erwerbstätigen stellte. Je nach Abgrenzung, ob man 

auch die kleinen Selbständigen aus Handel und Gewerbe dazuzählte, wird ihr Anteil 

zum Ende des 19. Jahrhunderts auf allenfalls 15 Prozent der Bevölkerung geschätzt 
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(Kocka 1988S. 13). Trotzdem, trotz der mehrheitlich anderen  Familienformen hat 

sich die bürgerliche Familie seit dem 19. Jahrhundert im Zuge der Industrialisierung 

und der Durchsetzung einer kapitalistischen Produktionsweise zum Leitbild, Vorbild 

und Sehnsuchtsort privaten Glücks entwickelt. Wie ist das zu erklären?   

 

Die Karriere der bürgerlichen Familie 

Die Geschlechterforschung hat in vielfältigen Studien von der Philosophie, über die 

Geschichte der Familie, des Rechts und der Politik die ‚Ordnung der Geschlechter‘ in 

der bürgerlichen Gesellschaft in all ihren sozialhistorischen Facetten und 

ideologischen Verbrämungen freigelegt. Es zeigte sich: das Drehkreuz weiblicher 

Bestimmung und Lebenswege war die Familie. Ihre Struktur und Kultur, die Matrix 

der Zweigeschlechtlichkeit wurden bestimmt durch die systemische Trennung von 

Öffentlichkeit und Privatsphäre, von Haushalt und Betrieb oder von Produktion und 

Reproduktion. Diese geschlechtshierarchische Ordnung setzte idealtypisch voraus, 

dass die Einkünfte des Mannes und Haushaltsvorstandes für den Unterhalt und die 

Freistellung der Frau und der Kinder vom Arbeitsmarkt ausreichten. Doch wie wenig 

dieser ideale Modell der Realität entsprach, wird spätestens darin offenbar, dass 

diese sog. Ernährerfamilie erst nach dem Zweiten Weltkrieg in der BRD und in der 

westlichen Welt ihre größte Verbreitung gefunden hat, in einer Zeit männlicher 

Vollbeschäftigung und verhältnismäßig stabiler Familienverhältnisse. Diese kurze 

Phase der 1950er bis zur Mitte der 1960er Jahre wird auch gern als „goldenes 

Zeitalter der Ehe“ bezeichnet, weil „noch nie in der Geschichte unseres Kulturkreises 

so viele Menschen verheiratet waren, so wenig Ehen geschieden wurden, eine relativ 

hohe Kinderzahl pro Familie gegeben war und  nichteheliche Lebensgemeinschaften 

so gut wie unbekannt waren,“(Nave-Herz 1998,  294) oder sagen wir: deshalb auch 

mit Schimpf und Schande diskriminiert wurden. Folgt man der zu jener Zeit 

einflussreichen Familiensoziologie, so war die Wiederherstellung rigider 

Geschlechterrollen sowie das Leitbild von Ehe und Kernfamilie als dominanter 

Lebensform nach zwei Weltkriegen und ihren Katastrophen der Motor einer 

angeblichen „Normalisierung“ der Lebensverhältnisse. Wie auch international 

vergleichende Studien zeigen, hat diese sog. Normalisierung in allen am Krieg 

beteiligten westlichen Industrienationen zu einer Restauration des bürgerlichen 

Familienmodells, einer Re-Familiarisierung geführt, die zugleich mit einer Re-

Maskulinisierung der Gesellschaften in Politik, Wirtschaft und Kultur verbunden war 
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(Moeller 1998). Vor diesem gesellschaftlichen Hintergrund konnte der amerikanische 

Soziologe Talcott Parsons die Universalität der Kleinfamilie behaupten und nahm an, 

dass die so gekennzeichnete ‚moderne Familie’ als Norm ausgehend von den 

westlichen Industrieländern auch in der restlichen Welt über kurz oder lang am 

besten geeignet sei, gesellschaftliche Stabilität und Funktionalität zu gewährleisten. 

Funktional und notwendig aber war in Parsons’ Konzeption vor allem die strikte 

Trennung der Geschlechterrollen in eine berufliche und familiäre Aufgabenteilung 

sowie eine explizite geschlechtshierarchische Arbeitsteilung. Die Gegenüberstellung 

männlicher (instrumenteller) versus weiblicher (expressiver) Verhaltensmuster (sog. 

„pattern variables“) und damit die ungleiche soziale Position der Geschlechter geriet 

dabei unversehens zur unverzichtbaren Voraussetzung nicht nur für die Stabilität der 

Familie, sondern für das Funktionieren des gesellschaftlichen Systems überhaupt 

(Parsons 1951, 160f.; Parsons/ Shils 1951, 48, 76f.; vgl. hierzu Rosenbaum 1973).  

Der Streitpunkt, um den sich auch schon die historischen Debatten und 

Auseinandersetzungen drehten, war immer die Arbeit der Frauen bzw. die 

geschlechtsspezifische Arbeitsteilung innerhalb und außerhalb des Hauses. Dies soll 

mit dem Blick zurück in die Geschichte kurz erläutert werden:  

 

Die Beschränkung/ das Verbot der Frauenarbeit 

Ich erinnere mich gut, wie überrascht ich war, im Zuge meiner Studien über 

Frauenarbeit und Familie im 19. Jahrhundert in den ersten preußischen 

Berufsstatistiken bereits 1816 auf eine Frauenerwerbsquote von fast 30 Prozent 

(29,74) zu stoßen (im Vergleich dazu betrug die der Männer 45 Prozent) (Gerhard 

1978, S. 47). Gewiss, dies waren protoindustrielle Beschäftigungen von Frauen. Die 

vorwiegend als Gesinde oder Tagelöhnerinnen arbeiteten, doch jedenfalls 

außerhäusliche, außerhalb der eigenen Familie gegen Lohn verrichtete 

Erwerbstätigkeiten. Die große Masse der für die eigene Subsistenz oder den Markt 

arbeiten Bäuerinnen, mithelfenden Familienangehörigen sowie die 

Heimarbeiterinnen war hierbei nicht einmal mitgezählt. Wegen wechselnder 

Zählmethoden im Hinblick auf diese Gruppen haben die Statistiken bis in das 20. 

Jahrhundert hinein immer wieder zu Fehleinschätzungen (etwa einer angeblich 

enormen Steigerung der Frauenerwerbsarbeit um 1900) geführt. In jedem Fall aber 

ist die verbreitete Annahme, dass außerhäusliche Frauenerwerbstätigkeit eine 

bedauerliche Errungenschaft des Kapitalismus sei, damit gründlich widerlegt, im 
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Gegenteil, die Forschung spricht sogar von einer „faktischen Verschlechterung  der 

Arbeitsmarktposition von Frauen im Industrialisierungsprozess.“(Knapp 1986, Bd. 2, 

S. 101) Denn der Anteil der Fabrikarbeiterinnen war auch nach 1850 mit der für 

Deutschland verhältnismäßig spät einsetzenden Industrialisierung ausgesprochen 

gering. Lediglich in der Textilindustrie mit ihren Hungerlöhnen und elenden 

Arbeitsbedingungen stellten Frauen in der Regel eine Mehrheit, während die 

expandierende Großindustrie Bergbau, Maschinenbau und Transportwesen 

männliche Domänen wurden. Der Anteil weiblicher Arbeitskräfte im gewerblich 

industriellen Sektor an allen weiblichen Beschäftigten betrug auch zum Ende des 19. 

Jahrhunderts knapp 20 Prozent und bezog sich auch damals vorwiegend auf 

schlecht entlohnte, auf marginale, irreguläre und häufig wechselnde Beschäftigungen  

(Knapp, S. 105, vgl. Wehler 1995. Bd., S. 774; Frevert 1986, S. 97/98). 

 

Der Kampf für ein Verbot oder zumindest die Beschränkung der Frauenarbeit in den 

Fabriken wurde schon in der frühen Arbeiterbewegung der 1860er Jahre mit der 

lohndrückenden Schmutzkonkurrenz der Frauen begründet (vgl. Gerhard 1990, auch 

zum Folgenden). Ebenso häufig und früh aber tauchten Argumente auf, dass der 

Fabrikarbeiter nicht nur unter weiblicher Konkurrenz leide, sondern auch „unter dem 

öden und verlassenen Zuhause“ und der „Vernachlässigung der Familienpflichten 

durch die Frau“. Wer glaubt, dass solche Ansichten nur aus bürgerlicher Feder 

stammen könnten, wird eines Besseren belehrt wenn wir die Denkschrift der 

deutschen Abteilung der Internationalen Arbeiterassoziation aus dem Jahr 1866 

lesen. Da heißt es u.a.: 

„Schafft Zustände, worin jeder herangereifte Mann ein Weib nehmen, eine durch 
Arbeit gesicherte Familie gründen kann… Den Frauen und Müttern gehören die 
Haus- und Familienarbeiten, die Pflege, Überwachung und erste Erziehung der 
Kinder, wozu allerdings eine angemessene Erziehung der Frauen und Mütter 
vorausgesetzt werden muss. Die Frau und Mutter soll neben der ernsten öffentlichen 
und Familienpflicht des Mannes und Vaters die Gemüthlichkeit und Poesie des 
häuslichen Lebens vertreten, Anmuth und Schönheit in die gesellschaftlichen und 
den Lebensgenuß der Menschheit veredelnd erhöhen.“(Zit. n.Thönessen 1969, S. 
19)   
 
Besser kann die bürgerliche Geschlechterphilosophie gar nicht auf den Begriff 

gebracht und in die Lebenspraxis umgesetzt werden! Louise Otto, die in jener Zeit 

dem Eisenacher Arbeiterbildungsverein und Bebel persönlich und in der Sache sehr 

verbunden war, bezeichnete den Beschluss der Gründungskongresses der 
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Sozialdemokratischen Arbeiterpartei von 1869, die Frauenarbeit einzuschränken, in 

der Vereinszeitschrift „Neue Bahnen“ des Allgemeinen Deutschen Frauenvereins als 

„aller Gesittung und Humanität hohnsprechend.“ § 3 des Programms, in dem es 

darum ging, die Klassenherrschaft abzuschaffen, kommentierte sie nur lakonisch : 

„Aber die Herrschaft des Geschlechts bleibt bestehen? Wo sind die gleichen Rechte 

und Pflichten der Frauen?“(Zit.n. Gerhard 1990, S. 116).  

   

Frauenbewegung und Arbeiterinnenbewegung 

Mit der Verschärfung der Klassengegensätze nach 1870, erst recht nach dem Erlass 

der Sozialistengesetze 1878 trennten sich die Wege der  Arbeiterinnen- und 

Frauenbewegung. Clara Zetkin schaffte es, mit ihrer großen Rede auf dem 

Internationalen Arbeiterkongress in Paris 1889 die Genossen auf eine sozialistische 

Frauenemanzipationstheorie einzuschwören, wonach die Erwerbstätigkeit der Frau 

selbst in der ausbeuterischen Form der Fabrikarbeit der einzige und notwendige Weg 

„Für die Befreiung der Frau“ wäre. Wenige Jahre später vollzog sie eine erstaunliche 

Wende von der Ablehnung des besonderen Arbeitsschutzes für die Frau hin zu 

einem gesetzlichen Arbeiterinnenschutz, verbunden mit der Forderung nach einem 

Achtstundentag. Das Ziel war nicht zuletzt, Frauen angesichts ihrer Familienpflichten 

Zeit zu geben, sich zu organisieren. Mutter- und Frauenarbeitsschutz blieben bis in 

die 1930er Jahre ein Streitpunkt der Frauenbewegungen auch auf internationaler 

Ebene und zwar zwischen der deutschen proletarischen wie bürgerlichen 

Frauenbewegung auf der einen Seite und Feministinnen im angelsächsischen 

Bereich, die darin – wie wir heute wissen zu Recht – ein Mittel zur Verhinderung 

strikter Gleichberechtigung auf dem Arbeitsmarkt sahen. Während nun Zetkin in 

ihrem Befreiungskampf durch Lohnarbeit die frauenspezifischen Probleme von 

Arbeiterinnen unterschätzte oder auch aus strategischen Gründen ignorierte, - auch 

Zetkin sprach im Aufruf zum Gebärstreik der Arbeiterinnen von den „heiligen 

Verpflichtungen der Mutterschaft,“ aus Sorge um die fehlende Zahl der „Soldaten für 

die Revolution“, profilierte sich die Mehrheit der bürgerlichen Frauenbewegung der 

Jahrhundertwende in der Verteidigung und Kultivierung von Mütterlichkeit. Sie 

versuchte, den „tragischen“ Konflikt der Frau zwischen Mutterschaft,  „den 

gattungsmäßigen Sonderaufgaben der Frau,“ und  „unvermeidlicher“ industrieller 

Frauenarbeit klassenspezifisch zu lösen (Weber 1919, S. 117). Ihr Maßstab war der 

„Kulturwert“, der in der beruflichen Tätigkeit gegenüber der Inanspruchnahme durch 
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Familie und Mutterschaft zu suchen sei. „In den unteren Berufsschichten mit ihrer 

vorwiegend mechanischen und undifferenzierten Arbeit“ – so Helene Lange – „…wird 

Erwerbsarbeit nur in dem Maße wünschenswert sein, als sie neben dem Eheberuf, 

ohne seine Erfüllung zu beeinträchtigen, bestehen kann (Lange 1908, S. 89). Den 

Frauen in den „höheren Frauenberufen“ hingegen, „von der Lehrerin bis zu 

künstlerischen, literarischen, wissenschaftlichen Berufsausübungen,“ wurde die 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf zugestanden, zumal wenn sie sich ein 

Dienstmädchen leisten konnten.  

 

Schon vor dem Ersten Weltkrieg – als notwendige Kompensation für die Befestigung 

der alleinigen Entscheidungs- und Vermögensrechte des Mannes in allen ehelichen 

Angelegenheiten im BGB von 1900 – wurde 1912 durch die 

Reichsversicherungsordnung (RVO) und 1913 durch die Versicherung für Angestellte 

(AVG) eine Hinterbliebenenversicherung in Form eine Witwen- und Waisenrente 

eingeführt. Und auch diese wurde zunächst klassenspezifisch geregelt: Während der 

Anspruch der  Angestelltenwitwe auf Unterhaltsersatz unbedingt war, konnte eine 

Arbeiterwitwe nur ausnahmsweise eine Rente erhalten, wenn sie nachweisen konnte, 

dass sie dauerhaft nicht erwerbsfähig, d.h. invalide war. Abgesehen davon, dass 

diese Beträge für Witwen und Waisen bis zur großen Rentenreform 1957 überaus 

gering waren (nur 40% der Ernährerrente), war und ist diese Einführung einer 

Familienhilfe, die auch eine Krankenversicherung enthielt, bis heute ein tragender 

Pfeiler des Ernährermodells. 

   

Die Institutionalisierung des Ernährermodells 

Die grausame Geschichte des Ersten Weltkriegs hatte alle diese Differenzierungen 

zwischen Proletarierinnen und Bürgerlichen anscheinend überholt  zum einen, weil 

nun Frauen aller Schichten in der Kriegswirtschaft und für die Kriegsziele gebraucht 

und eingebunden wurden (der Krieg als Gleichmacher). Zum anderen, weil dieselben 

Frauen nach der zunächst erzwungenen Mobilisierung durch das ‚Gesetz über den 

vaterländischen Hilfsdienst‘ von 1916 nach Kriegsende durch sog.  

Demobilmachungsverordnungen ebenso selbstverständlich wieder nach Hause 

geschickt wurden.  Mit dem ‚Zentralarbeitsabkommen‘ zwischen den Vertretern der 

Arbeitgeber und den Gewerkschaften vom 15. November 1918, mit dem die freien 

Gewerkschaften nun auch von Staatswegen als „berufene Vertreter der 
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Arbeiterschaft anerkannt“ wurden, wurde die paritätische Mitbestimmung, die 

Tarifpartnerschaft und der Achtstundentrag als „Triumpf der Demokratie“ und „Sieg 

des Paritätsgedankens“ gefeiert (Neumann 1978, S. 161). Dieser Gründungsakt des 

deutschen Sozialstaats gilt als ein klassenübergreifender Kompromiss und war  doch 

zugleich ein Kompromiss „auf Kosten von Frauen“ (vgl. Gerhard 1988). Denn hiermit 

wurde für Jahrzehnte, bis in unsere Gegenwart hinein, das sozialpolitische 

Instrumentarium der Arbeitsmarkt- und Sozialversicherungspolitik geschaffen, das 

die männliche Ernährerrolle definierte und institutionalisierte. Von nun an – mit den 

Demobilmachungs-Verordnungen zwischen 1918 bis 1923 sowie dem ersten Gesetz 

über die Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung von 1927, den 

Doppelverdiener Kampagnen und einem Beamtinnen Zölibat trotz bereits in der 

Weimarer Verfassung zugesicherter staatsrechtlicher Gleichberechtigung, bis zum 

Arbeitsförderungsgesetz von 1969 – wurden die strukturellen Barrieren gegen die 

Gleichberechtigung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt in eine Rechtsform gegossen. 

Damit wurde legitimiert, dass Frauen bei Bedarf vom Arbeitsmarkt verdrängt oder bei 

allen Rechtsansprüchen auf eine eigene, nicht vom Ehemann abgeleitete soziale 

Sicherung diskriminiert werden konnten. Die §§ 6 und 7 der Demobilmachungs-VO v. 

13.11.1918 lauteten: „Weibliche Personen sind nur zu unterstützen, wenn sie auf 

Erwerbstätigkeit angewiesen sind.“ (§ 6) Und noch deutlicher: „Personen, deren 

frühere Ernährer arbeitsfähig zurückkehren, erhalten keine 

Erwerbslosenunterstützung.“ (§7). Vor diesem Hintergrund waren die 

Gewerkschaften beinahe gezwungen, für einen Familienlohn und Familienzuschläge 

zu kämpfen. Im AFG von 1969, das auf dem Höhepunkt Keynesenianischer 

Steuerungspolitik, ebenfalls in einer konzertierten Aktion zwischen Gewerkschaften, 

Arbeitgebern und Staat ausdrücklich der „Eintritt oder Wiedereintritt weiblicher 

Arbeitssuchender in das Berufsleben“ fördern sollte, war die Formel für den 

Ausschluss von Frauen ein wenig verdeckter, aber ebenso wirksam: Anspruch hatte 

nur, wer dem Arbeitsmarkt „zur Verfügung steht“. In der Praxis der Arbeitsämter aber 

galt die Tatsache, Mutter zu sein, als „rechtliche und tatsächliche Bindung“, die 

Verfügbarkeit ausschloss (vgl. § 103 AFG).  

 

In dieser Rückblende, mit der ich einen ‚roten Faden‘ über die bereits geschilderte 

Restauration der Geschlechterordnung nach 1945 gezogen habe, wurde die 

frauenfeindliche, pro-natalistische und rassistische Frauen- und Familienpolitik im 
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Nationalsozialismus ausgelassen. Für unseren Zusammenhang bedenkenswert 

bleibt jedoch, wie es überhaupt geschehen konnte, dass die nationalsozialistische 

Mutterschaftsideologie mit symbolischer und finanzieller Honorierung des 

Kinderkriegens, mit Mutterkreuzen und Muttertagen etc. sowie das  autoritäre Muster 

der Familienverfassung nach Kriegsende nicht völlig desavouiert waren. Denn es 

muss verwundern, dass  die Restauration der bürgerlich-patriarchalen 

Geschlechterordnung nach 1945, die je nach Bedarf den Ausschluss legitimierte 

bzw. die partielle Zulassung von Frauen zum Arbeitsmarkt nur ermöglichte, falls dem 

keine Familienpflichten entgegenstanden, in der Rechtsnorm der Hausfrauenehe bis 

1977 geltendes Familienrecht bleiben konnte. Auch im europäischen Vergleich ist 

bekanntlich die Rabenmutter ein einmaliges deutsches kulturelles Phänomen. So 

konnte noch Anfang der 1980er Jahre, nach Ablösung der sozial-liberalen Koalition 

und dem dramatischen Anstieg  der Arbeitslosigkeit, mit der Regierung Kohl auf dem 

Gebiet der Frauenpolitik eine konservative Wende eingeleitet werden. Quasi als 

Antwort auf die Forderungen der neuen Frauenbewegung erarbeiteten die CDA-

Sozialausschüsse unter dem Titel „Die sanfte macht der Familie“ bzw. „Mütterlichkeit 

im neuen Gewand“ (1981) die Leitlinien neokonservativer Politik, in denen die 

Emanzipationsziele der Frauenbewegung vereinnahmt und gleichzeitig denunziert 

wurden. Die feministische Kritik an männlichen Erwerbsstrukturen, an der Abwertung 

von Haus- und Familienarbeit sowie die Forderung nach Gleichberechtigung unter 

Berücksichtigung der Geschlechterdifferenz wurden nun scheinheilig umgemünzt in 

die Aufforderung, „Mütterlichkeit, das unbezahlte Ehrenamt als „Eigenarbeit“ zu 

entdecken, denn „Mutterarbeit ist mehr als Erwerbsarbeit“ … „Mutterarbeit führt zur 

Selbstverwirklichung der Frau.“ (Leitsätze 12-15) (vgl. Gerhard-Teuscher 1982). 

Entsprechend war sich auch die Arbeitsmarktforschung in der BRD 1986 nicht zu 

schade, das trotz aller Krisen und Vereinbarkeitsprobleme stetige Anwachsen der 

Frauenerwerbsquote widerwillig als „widerständige Verhaltenskomponente in 

Richtung auf eine wachsende Erwerbsneigung“ zu deuten. (ANBA 3/1986, S. 203). 

 

1949ff.: BRD und DDR 

Spätestens an dieser Stelle ist richtig zu stellen, dass sich alle bisherigen 

Äußerungen zur deutschen Familienpolitik nach 1945 nur auf Westdeutschland 

beziehen. Man kann sogar sagen, dass die westdeutsche Familienpolitik sich gerade 

auch in Abgrenzung zur DDR-Frauen- und Sozialpolitik als besonders konservativ 
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profiliert hat, bildete doch das Negativbild sozialistischer Frauenemanzipation und 

insbesondere kollektiv organisierter Kindererziehung den Hintergrund aller 

westdeutschen Debatten um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, um 

Wahlfreiheit und das ganz private Erziehungsrecht der Eltern. Im Gegensatz zur BRD 

sah die DDR-Verfassung von 1949 die unmittelbare Geltung der Gleichberechtigung 

der Frau nach Art. 7 vor und bemühte sich mit Beginn der 1950er Jahre um die 

praktische Durchsetzung. Ihre Verwirklichung galt als "eine der größten 

Errungenschaften" der DDR (Dokumente 1975:235), und diente Aushängeschild 

sozialistischer Politik. Tatsächlich bestand in der Konkurrenz beider Systeme ein 

wesentlicher Unterschied in der Einbeziehung aller verfügbaren Kräfte, gerade auch 

der Frauen und Mütter, in den Arbeitsmarkt und in den vielfältigen sozialpolitischen 

Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Erwerb, nicht zuletzt im 

flächendeckenden Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen. Da die beiderseitige 

Berufstätigkeit der Ehepartner vorausgesetzt wurde, waren auch 

Unterhaltsansprüche der Ehegatten nach einer Scheidung auf 2 Jahre befristet (§ 24 

FGB), eine Ernährerrolle des Mannes also nicht vorgesehen. Als Leitnorm galt ein 

Zwei-Verdienermodell. Schon 1970 lag deshalb die Erwerbsquote ostdeutscher 

Frauen um 20 Prozentpunkte über der westdeutschen. 1989 erreichte die 

Frauenerwerbsbeteiligung fast 90 Prozent (einschließlich der Studierenden und 

Auszubildenden) mit gleichzeitig hoher Mütterrate (90 % mit einem Kind)  im 

Gegensatz zu einer Frauenerwerbsquote von 55 Prozent in Westdeutschland, von 

denen 35% keine Kinder hatten (Winkler 1990, S. 78 et passim; Gerhard 1994). Im 

Vereinigungsprozess, der von den Regierenden im Westen dominiert wurde, gingen 

westdeutsche Politiker und Gewerkschafter Anfang der 1990er Jahre tatsächlich 

davon aus, dass die hohe Erwerbstätigenquote der ostdeutschen Frauen im Wege 

der Anpassung an westdeutsche Verhältnisse zu ‚normalisieren’ sei (IG-Metall-

Kongress Berlin 1991). 

 

Bisher habe ich mehr erzählt über die Vorgeschichte des Ernährermodells im 19. 

Jahrhundert und seine rechtsförmige Etablierung und Institutionalisierung als über 

mein eigentliches Thema, den Abschied vom Ernährermodell. Es ist hoffentlich  

dennoch deutlich geworden, dass es sich bei diesem Modell in der Tat eher um ein 

politisches Konzept und einen sehr wirkmächtigen Diskurs, aber keinesfalls um die 

ökonomische Realität der vergangenen 150 Jahre handelte. Was Frauen und Mütter 
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tatsächlich zum Unterhalt ihrer Familien durch bezahlte und unbezahlte Arbeit 

beigetragen haben, lässt sich – und das ist Teil des Problems – eben nicht allein 

oder überhaupt nicht in Lohn- und Geldwerten beziffern. Gleichwohl ist unstrittig, 

dass das Ernährermodell sowohl als Leitnorm und Legitimation hierarchischer 

Geschlechterverhältnisse, erst recht aber in seiner ökonomischen Basis inzwischen 

überholt ist und nur noch für eine „Minderheit der berufsfachlich qualifizierten 

Normalarbeitnehmern“(Schröder/Schäfer 2013) praktizierbar ist. Denn auch in 

Westdeutschland ist es in den letzten Jahrzehnten zunehmend durch ein sog. 

modernisiertes Ernährermodell abgelöst worden, das durch die Kombination von 

männlicher Vollzeit und weiblicher Teilzeit gekennzeichnet ist. Daneben ist die 

Aufmerksamkeit angesichts steigender Frauenerwerbstätigkeit auch  auf 

Zweiverdiener-Modelle sowie auf Frauen als Familien-Ernährerinnen und deren 

prekäre Lebenslage gelenkt worden (vgl. Klammer et al. 2012).  

 

Die These vom Verschwinden des Ernährermodells ist dennoch fragwürdig, weil  

Recht und Politik widersprüchliche Botschaften aussenden und diese Widersprüche 

für neue soziale Missstände gesorgt haben: Einerseits wird das Ehegattensplitting 

(nun auch für registrierte homosexuelle Partnerschaften) sowie die Mitversicherung 

der Familienangehörigen in der Krankenversicherung aufrechterhalten, zum anderen 

ist die Ehe als Versorgungsinstitut durch die Neuregelung des Unterhalts nach einer 

Scheidung  (seit 2008) abgeschafft worden mit dem Ziel, die ökonomische 

Unabhängigkeit beider Partner und die „Eigenverantwortung der Frau“ zu stärken. 

Diese bruchstückhafte, halbherzige und widersprüchliche Kurskorrektur 

westdeutscher Familien- und Geschlechterpolitik (Gerhard 2010), die neue soziale 

Ungleichheiten bewirkt und zu einer Verschärfung der Armutsrisiken gerade von 

Frauen und Kindern geführt hat, ist inzwischen vielfältig untersucht und wird auch auf 

dieser Tagung in ihren problematischen Folgen für die „Geschlechterungleichheiten 

in der Arbeit“ das Thema sein. 

 

1989 als Zäsur 

Die Schwierigkeit, einen Diskurs über Geschlechtergerechtigkeit zu führen und die 

sich vergrößernde Schere zwischen Arm und Reich an die Spitze der politischen 

Agenda zu stellen, hängt eng mit der weltpolitischen Entwicklung seit 1989 

zusammen. Nachdem mit dem Wegbrechen der Systemkonkurrenz nach 1989 
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vorläufig der leistungsorientierte Wettbewerbsstaat kapitalistischer Prägung gesiegt 

hat, sind globale, europäische und inländische Transformationsprozesse in Gang 

gekommen, die die Arbeitsmärkte und Erwerbsmuster, aber auch die Lebensformen, 

individuellen Bedürfnisse und Abhängigkeiten grundlegend verändert haben. Unter 

der Dominanz neo-liberaler Prinzipien und den Gesetzen des Marktes, nicht zuletzt in 

Folge der Vorgaben einer europäischen Beschäftigungspolitik haben die nationalen 

Regierungen auf Privatisierung, Deregulierung, den Rückzug des Staates gesetzt 

und den Sozialabbau vorangetrieben. Auf den transnationalen Arbeitsmärkten sind 

die Transformationsprozesse zudem begleitet vom Sinken der Reallöhne, der 

Flexibilisierung und Prekarisierung der Beschäftigungsverhältnisse und wachsender 

Instabilität von Arbeit und Leben. Obwohl die Frauenerwerbstätigkeit in Deutschland 

weiterhin ständig zugenommen hat (die Quote liegt bei 66,4 %), ist der Umfang ihrer 

Arbeit gleichwohl fast gleich geblieben. Denn nur 55 % von ihnen gehen einer 

Vollzeitbeschäftigung nach, 32 % arbeiten in Teilzeit, 13 % Prozent in prekären 

Arbeitsverhältnissen. Im Vergleich dazu arbeiten der Männer zu 91 % Vollzeit; 5% 

Teilzeit und 4 % in prekären Arbeitsverhältnissen (WSI, GenderDatenPortal 2014). 

Nicht mitgezählt sind die Millionen in haushaltsnahen Dienstleistungen und 

Sorgetätigkeiten irregulär beschäftigter ‚Schwarz‘-Arbeiterinnen (häufig 

Migrantinnen), die die Berufsarbeit der in Vollzeit beschäftigter Frauen oft erst 

ermöglichen. Das sind z.B. die sog. Zugeh-Frauen, die zusätzlich sich zu einem Mini-

Job nicht legal anmelden und versichern können, weil 450 €  die Verdienstgrenze ist 

und die Notwendigkeit besteht, bei jedem Cent darüber hinaus aus der 

Familienversicherung aussteigen und sich auf eigene Kosten neu versichern zu 

müssen – Verdienstmöglichkeiten, die sich nicht rechnen und intolerabel sind (vgl. 

dazu Deutscher Frauenrat, „Minijobs – Wege in die Armut“ 2010 

https://www.frauenrat.de/uploads/media/101109_Positionspapier_Minijobs_01.pdf; v-

vgl. auch „Gemeinsamer Aufruf: Menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte“, sopo-

aktuell Nr. 179, 2014).  

Die Folgen sind bekannt: Ein eingefrorener hoher Gender Pay Gap, die 

Befestigung der geschlechtshierarchischen Segregation auf dem Arbeitsmarkt und 

die Persistenz familiärer Arbeitsteilung; nicht erst Altersarmut, sondern auch vorher 

schon Kinderarmut und ein Leben unterhalb jenes Standards an „wirtschaftlicher 

Wohlfahrt und Sicherheit“, die T.H. Marshall in seiner berühmten Definition „sozialer 
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Bürgerrechte“ als Mindestmaß für ein zivilisiertes Leben beschrieben hat (Marshall 

1992 [zuerst 1950], S. 40; vgl. Lister et al. 2007).  

          

Das adult worker- Modell 

Vor diesem Hintergrund, das adult worker- Modell als Ablösung des männlichen 

Ernährermodells zu beschreiben oder gar als Modell der Zukunft zu akzeptieren, 

halte ich für sehr problematisch. Zweifellos ist die Rede vom adult worker aus den 

Zielsetzungen der Europäischen Union als Wirtschaftsgemeinschaft  und als 

gemeinsamer Markt entstanden, in dem es vor allem anderen um die Förderung der 

Beschäftigung, die Freizügigkeit der Arbeitnehmer und zur Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit um die Einbeziehung aller Individuen, also auch die 

„Chancengleichheit von Männern und Frauen“ geht (EG-Vertrag Art. 136/137). 

Implementiert werden sollte dies durch die Europäische Beschäftigungsstrategie, die 

im Amsterdamer Vertrag Art. 129 vorgegeben, durch Richtlinien und den Vertrag von 

Lissabon seit  2002 jährlich als gemeinsames Programm befestigt wurde. Diese 

Politik sieht vor, Europa zur wettbewerbsstärksten und dynamischsten 

wissensbasierten Wirtschaftsregion der Welt zu machen. Doch die  einseitige 

Ausrichtung auf den Markt und das Ausblenden aller unbezahlten und 

unentbehrlichen Sorgetätigkeiten, ja, das Fehlen sozialpolitischer 

Rahmenbedingungen sowie sozialer Bürgerrechte im weitesten Sinn, ist von 

Europaexpertinnen und Feministinnen früh und kontinuierlich kritisiert worden 

(Meehan 1993; Hoskyns 1998; vgl. auch Gerhard 2000). 

Wenn inzwischen mit Rückgriff auf Jane Lewis immer wieder das adult worker- 

model als wissenschaftliches Konzept zitiert wird (Lewis 1992; Giullari/ Lewis 2005), 

so wird dabei übersehen, dass Lewis dieses Modell europäischer, teilweise auch 

nationaler Politiken,1 jedoch in kritischer Absicht, aus der Kritik an dem 

individualisierenden, neo-liberalen Ansatz der EU-Sozialpolitik in die Debatte 

eingeführt hat. Ihre Befürchtung, dass anstelle des male-breadwinner Modells nun 

der adult worker eine Leitbildfunktion übernehmen könnte, hat sie dabei mit 

Gesellschaftsanalysen Beck’scher und Giddens’scher Provenienz unterlegt, die 

möglicherweise zu dem Missverständnis, eine Ist-Analyse zu sein, beigetragen 

haben (vgl. Beck 1986; Beck/ Beck-Gernsheim 1994; Giddens 1996). Die 

                                                           
1
 Vgl. die von ‚new labour‘ proklamierte Politik, die als „dritter Weg“ unter der Regierung Schröder 

auch die deutsche Sozialdemokratie anleitete. 
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Individualisierungstheorien dieser Autoren haben seit den 1990er Jahren zweifellos 

einen Zeitgeist abgebildet und mit Begriffen wie Wahlfreiheit und Wahlzwänge, De-

familialisierung, die Erosion des Sozialen, patch-work-Biographie etc. Politik und 

Gesellschaft ein Begriffsinstrumentarium an die Hand gegeben, das Verunsicherung 

und Risiken beschrieb. Gleichwohl hat dieses nachgerade populäre Vokabular die 

Verhältnisse nicht einmal soziologisch differenziert beschrieben, allenfalls 

Fehlentwicklungen affirmiert, anstatt sie gestalten und verändern zu wollen (vgl. zur 

Kritik auch Daly 2011).  

 Dabei lässt sich der Begriff adult worker sprachlich nicht einmal treffend ins 

Deutsche übertragen – gewiss ist es nicht der „Erwerbsbürger“, wie häufig geschieht, 

denn „dem alleinstehenden, nicht partnerschafts-, ehe- oder familienbehinderten 

…Marktsubjekt“ (Beck 1986, S. 191) fehlt genau die Sozialität und Zivilität, die den 

Bürger/ die Bürgerin mit Hilfe von politischen, zivilen und sozialen Rechten 

ausmacht. Vor allem aber unterschlägt die anscheinend geschlechtsneutrale 

Begrifflichkeit wieder einmal alles, was feministische Theorie und 

Geschlechterforschung seit den Debatten über Hausarbeit, Reproduktion, 

unbezahlten Beziehungsarbeit und schließlich über ‚Care‘, die Unsichtbarkeit und 

Unentbehrlichkeit fürsorglicher Praxis erforscht und als vorrangige politische und 

gesellschaftliche Aufgabe angemahnt haben. Es ist das alte, an männlicher 

Lebensweise orientierte Missverständnis von Autonomie und Freiheit, das in dem 

Vergleich von Menschen mit „Pilzen“ zum Ausdruck. Seyla Benhabib hat das in der 

abendländischen Philosophie berühmte Zitat von Thomas Hobbes zur 

Kennzeichnung feministischer Kritik in Erinnerung gebracht. Die Menschen lassen 

sich nicht  betrachten „als ob sie eben aus der Erde gesprießt und gleich Pilzen 

plötzlich ohne Beziehung zueinander gereift wären.“ (Zit.n. Benhabib 1989S. 464) 

Dies ist die Vorstellung von einem Indiduum, das das Geborenwerden verleugnet, 

keine Mutter und Vater hat, auf niemanden angewiesen ist und für niemanden zu 

sorgen hat, ein „autonomes Ich, das kein Bewusstsein von den Grenzen seiner 

Begierden und Leidenschaften hat“ (Benhabib, ebd.) und unfähig ist, mit anderen 

mitzufühlen. 

 Die von der Geschlechterforschung angezettelte Care-Debatte hat uns die für 

den „Wohlstand der Nationen“ (Adam Smith, 1776) unentbehrliche Grundlage, den 
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Reichtum gesellschaftlicher Solidarität/ Empfindungen (sentiments)2 und 

wechselseitiger Fürsorglichkeit erkennen lassen. Sorge für andere/Care ist das große 

Thema, das uns gegenwärtig international, europäisch und im Privaten alle angeht 

und beschäftigt (vgl. hierzu beispielhaft Aulenbacher/ Riegraf/ Theobald 2014). Ich 

bin gespannt, ob es uns auf dieser Tagung gelingt, die Diskurse über male 

breadwinner und adult worker kritisch zu hinterfragen und beiseite zu legen, 

stattdessen aber die gesellschaftliche und notwendige Organisation und 

Anerkennung von Care auf die politische Agenda zu setzen.  
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